
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 10 | 2023

Daten für den Monat  
 November 2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
•	 USt, LSt = 10.11.2023
•	 GewSt, GrundSt = 15.11.2023

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
•	 USt, LSt = 13.11.2023
•	 GewSt, GrundSt = 20.11.2023

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 11/2023 = 28.11.2023

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

8/22 1/23 4/23 8/23
+ 8,8 % + 9,2 % + 7,6 % + 6,4 %

Für alle Steuerpflichtigen

Wachstumschancengesetz: Regierungsentwurf  
liegt nun (endlich) vor

|  Schon kurz nach der Sommerpause gab es wieder Streit in der Ampel-Koalition. 
Diesmal ging es um das „Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen 
und Innovation sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness (Wachstumschancen-
gesetz)“. So wurde der Regierungsentwurf von Bundesfamilienministerin Lisa Paus 
(Bündnis 90/Die Grünen) zunächst blockiert. Sie forderte größere Mittel für die 
Kindergrundsicherung. Nachdem hier Einigung erzielt wurde, konnte der Regie-
rungsentwurf dann doch (verspätet) vorgelegt werden.  |

Der Entwurf enthält auf 287 Seiten (!) 
zahlreiche (steuerliche) Änderungen, die 
auszugsweise vorgestellt werden.

Investitionen in den Klimaschutz

Durch das eigenständige „Klimaschutz-
Investitionsprämiengesetz“ soll die 
Transformation der Wirtschaft insbe-
sondere in Richtung von mehr Klima-
schutz gefördert werden – und zwar 
durch eine Investitionsprämie (im Koali-
tionsvertrag als „Superabschreibung“ 
bezeichnet). 

Anspruchsberechtigt sollen Steuer-
pflichtige i. S. des Einkommen- und Kör-
perschaftsteuergesetzes (EStG und KStG) 
sein, soweit sie steuerpflichtige Ein-
künfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb oder selbstständiger 

Arbeit erzielen und nicht von der Besteu-
erung befreit sind. Bei gewerblichen Per-
sonengesellschaften soll die Mitunter-
nehmerschaft anspruchsberechtigt sein. 

Begünstigt ist die Anschaffung oder Her-
stellung eines neuen abnutzbaren beweg-
lichen Wirtschaftsguts des Anlagevermö-
gens sowie Maßnahmen an einem beste-
henden beweglichen abnutzbaren Wirt-
schaftsgut des Anlagevermögens (nach-
trägliche Anschaffungs-/Herstellungs-
kosten), wenn das Wirtschaftsgut in einem 
Einsparkonzept enthalten ist und dazu 
dient, die Energieeffizienz zu verbessern. 
Nicht begünstigt: Investitionen in Kraft-
Wärme-Kopplung oder Fernwärme. 

Die Investitionsprämie soll befristet gel-
ten. Konkret steht im Entwurf: Die Investi-
tion ist begünstigt, wenn sie der Berech-

tigte nach dem 31.12.2023 (frühestens 
Datum des Tages der Gesetzesverkün-
dung) begonnen und vor dem 1.1.2030 
abgeschlossen hat. Nach 2029 abge-
schlossene Investitionen sind begünstigt, 
soweit vor dem 1.1.2030 Teilherstellungs-
kosten entstanden sind oder Anzahlungen 
auf Anschaffungskosten geleistet werden. 

Die Investitionsprämie kann nur bean-
sprucht werden, wenn die förderfähigen 

za
Neuer Stempel ab 2023
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Aufwendungen mindestens 5.000 EUR 
betragen. Die Bemessungsgrundlage be-
zieht sich auf die im Förderzeitraum ins-
gesamt förderfähigen Aufwendungen und 
soll auf 200 Mio. EUR pro Anspruchsbe-
rechtigten für den gesamten Förderzeit-
raum begrenzt werden.

Die Investitionsprämie beträgt 15 % der 
beantragten Bemessungsgrundlage. Bei 
einer maximal zulässigen Bemessungs-
grundlage (200 Mio. EUR) kann die Prämie 
somit höchstens 30 Mio. EUR betragen.

Der elektronische Antrag auf Investi-
tionsprämie soll unabhängig von der 
Steuererklärung beim Finanzamt ge-
stellt werden können. Zu beachten ist, 
dass die Bemessungsgrundlage mindes-
tens 10.000 EUR betragen muss und je-
der Anspruchsberechtigte nach dem 
31.12.2024 und vor dem 1.1.2032 maxi-
mal vier Anträge stellen kann.

Innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Investitionsprämienbescheids 
soll die Prämie aus den Einnahmen an 
Einkommensteuer (bei Steuerpflichti-
gen i. S.  des Körperschaftsteuergeset-
zes aus den Einnahmen an Körper-
schaftsteuer) ausgezahlt werden.

MERKE  |  Die Investitionsprämie soll 
als erfolgsneutrale Einnahme behan-
delt werden. Bei Kapitalgesellschaf-
ten soll sie in der Gewinnrücklage er-
fasst werden.

Ab dem Zeitpunkt der Festsetzung der 
Investitionsprämie sollen Abschrei-
bungen von den insoweit um die Inves-
titionsprämie geminderten Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten vor-
zunehmen sein. Folglich reduzieren 
sich die (gewinnmindernden) Ab-
schreibungen in den Folgejahren. 

Personengesellschaftsrechts
modernisierungsgesetz

Ein (weiteres) Kernelement des Ent-
wurfs ist die Anpassung der Abgaben-
ordnung (AO) und anderer Steuerge-
setze an das Personengesellschafts-
rechtsmodernisierungsgesetz (MoPeG) 
vom 10.8.2021, das am 1.1.2024 in Kraft 
tritt.

§ 14a AO soll eine Legaldefinition des 
Begriffs „Personenvereinigung“ ent-
halten. Soweit in der AO und den Steu-
ergesetzen Personenvereinigungen ge-
nannt werden, soll es sich abweichend 
vom Zivilrecht wie bisher nur um Per-

sonenzusammenschlüsse ohne Rechts-
persönlichkeit handeln. Unterschieden 
wird zwischen rechtsfähigen und nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen. 
Eine nicht abschließende Auflistung ent-
hält § 14a Abs. 2 und 3 AO.

MERKE  |  Zu den nicht rechtsfähigen 
Personenvereinigungen zählen insbe-
sondere die Bruchteilsgemeinschaften 
(§ 741 BGB), die Gütergemeinschaften 
(§ 1415 BGB) und die Erbengemein-
schaften (§ 2032 BGB).

Auch bei der Bekanntgabe und der Ein-
spruchsbefugnis bei der gesonderten 
und einheitlichen Feststellung soll zwi-
schen rechtsfähigen und nicht rechtsfä-
higen Personenvereinigungen unter-
schieden werden. Bei rechtsfähigen Per-
sonenvereinigungen sollen die Bescheide 
nicht mehr gegenüber einem Empfangs-
bevollmächtigten, sondern gegenüber 
der rechtsfähigen Personenvereinigung 
bekannt gegeben werden.

Option zur Körperschaftsteuer

Nach § 1a KStG können Personenhan-
dels- und Partnerschaftsgesellschaften 
im ertragsteuerlichen Bereich wie Kör-
perschaften behandelt werden. 

Durch diverse Änderungen möchte die 
Bundesregierung die Option attraktiver 
machen. Beispielsweise sollen nunmehr 
alle Personengesellschaften zur Kör-
perschaftsbesteuerung optieren können.

Rentenbesteuerung

Der steuerpflichtige Teil der Rente aus 
einer Basisversorgung beträgt bei einem 
Rentenbeginn im Jahr 2005 oder früher 
50 %. Der Besteuerungsanteil wird für je-
den neuen Rentnerjahrgang sukzessive 
erhöht. Bisher wären Renten ab 2040 
(Jahr des Rentenbeginns) zu 100 % zu 
berücksichtigen. 

Nun soll der Anstieg des Besteuerungs-
anteils für jeden neuen Renteneintritts-
jahrgang ab 2023 auf einen halben Pro-
zentpunkt jährlich reduziert werden (für 
2023 nur 82,5 % anstatt 83 %). 100 % gel-
ten dann erstmals für 2058.

Weitere Änderungen in Kürze

Ab 2024 soll eine Freigrenze für Einnah-
men aus Vermietung und Verpachtung 
gelten. Einnahmen i. S. des § 21 Abs. 1 EStG 
sollen steuerfrei sein, wenn die Summe 
dieser Einnahmen im Veranlagungszeit-

raum insgesamt weniger als 1.000 EUR 
betragen hat. Die Einnahmen sollen 
aber auf Antrag steuerpflichtig bleiben, 
wenn die Ausgaben höher sind.

Geschenke an Geschäftspartner und 
Kunden sind nur dann steuermindernde 
Betriebsausgaben, wenn eine Grenze 
eingehalten wird. Diese soll ab 2024 von 
35 EUR auf 50 EUR erhöht werden.

Die Grenze für eine Sofortabschreibung 
von geringwertigen Wirtschaftsgütern 
soll von 800 EUR auf 1.000 EUR erhöht 
werden. Für Sammelposten (Erhöhung 
der Grenze von 1.000 EUR auf 5.000 EUR) 
soll die Auflösungsdauer um zwei auf 
drei Jahre reduziert werden. Dies soll 
für Wirtschaftsgüter gelten, die nach 
2023 angeschafft, hergestellt oder in das 
Betriebsvermögen eingelegt werden.

Auch interessant: Anhebung der Sonder-
abschreibung (§ 7g EStG) für Betriebe, 
die die Gewinngrenze von 200.000 EUR im 
Jahr vor der Investition nicht überschrei-
ten, von 20 % auf 50 % der Investitions-
kosten für nach 2023 angeschaffte oder 
hergestellte bewegliche Wirtschaftsgüter.

Verpflegungsmehraufwand: Anhebung 
der Pauschalen ab 2024 von 28 EUR auf 
30 EUR und von 14 EUR auf 15 EUR.

Bei einer Betriebsveranstaltung liegt 
kein Arbeitslohn vor, wenn die Zuwen-
dung den Freibetrag von 110 EUR (ab 
2024: 150 EUR) nicht übersteigt.

Die Freigrenze für private Veräußerungs-
geschäfte soll ab 2024 um 400 EUR auf 
1.000 EUR erhöht werden. 

EBENFALLS GEPLANT  | 
•	 Befristete Wiedereinführung der de-

gressiven Abschreibung für bewegli-
che Wirtschaftsgüter und befristete 
Einführung einer degressiven Ab-
schreibung für Wohngebäude.

•	 Anhebung der Grenze für die Buch-
führungspflicht bestimmter Steuer-
pflichtiger und der Grenze für die 
umsatzsteuerliche Ist-Besteuerung.

•	 Erhöhung des Schwellenwerts zur 
Befreiung von der Abgabe von viertel-
jährlichen Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen von 1.000 EUR auf 2.000 EUR.

•	 Verbesserung des Verlustabzugs.
•	 Änderungen bei der Thesaurie-

rungsbegünstigung (§ 34a EStG) 
und der Zinsschranke.

Quelle  |  Gesetz zur Stärkung von Wachstums-
chancen, Investitionen und Innovation sowie 
Steuervereinfachung und Steuerfairness (Wachs-
tumschancengesetz), Regierungsentwurf, Bear-
beitungsstand: 29.8.2023
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Für alle Steuerpflichtigen

Häusliches Arbeitszimmer und Homeoffice-Pauschale seit 2023:  
Bundesfinanzministerium veröffentlicht Anwendungsschreiben
|  Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde der Abzug für Kosten für ein (häusliches) Arbeitszimmer mit Wirkung ab 2023 teil-
weise neu geregelt. Zudem wurde die bislang befristet geltende Homeoffice- bzw. Tagespauschale dauerhaft im Einkommen-
steuergesetz verankert. Das Bundesfinanzministerium hat nun zu den Neuregelungen umfangreich Stellung bezogen.  |

Arbeitszimmer

Nach wie vor sind Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer grundsätz-
lich nicht als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abzugsfähig (§ 4 Abs. 5 
S. 1 Nr. 6b S. 1 und § 9 Abs. 5 S. 1 Ein-
kommensteuergesetz (EStG)). 

MERKE  |  Bei den Aufwendungen han-
delt es sich insbesondere um die Kos-
ten für die Ausstattung des Zimmers  
(z. B. Tapeten), Miete bzw. Abschrei-
bungen für das Gebäude sowie Was-
ser-/Energiekosten. Arbeitsmittel (z. B. 
Aktenschränke) sind von den Abzugs-
beschränkungen nicht betroffen.

Soweit aber der Mittelpunkt der ge-
samten betrieblichen und beruflichen 
Betätigung im häuslichen Arbeitszim-
mer liegt, sind die Aufwendungen in 
voller Höhe abziehbar. Anstelle des Ab-
zugs der tatsächlichen Aufwendungen 
ist ab 2023 ein pauschaler Abzug in Höhe 
von 1.260 EUR möglich (Wahlrecht). 

Bei dieser Jahrespauschale (Kürzung 
um 1/12 für jeden vollen Kalendermo-
nat, in dem die Voraussetzungen nicht 
vorliegen) handelt es sich um einen per-
sonenbezogenen Betrag, weil er sich 
am Höchstbetrag der Homeoffice-Pau-
schale (ab 2023: 1.260 EUR) orientiert.

MERKE  |  Liegt der Mittelpunkt der 
Betätigung nicht im Arbeitszimmer, 
steht den Steuerpflichtigen aber kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, ist 
nur noch die Homeoffice-Pauschale ab-
ziehbar. Der auf 1.250 EUR gedeckelte 
Abzug von Aufwendungen ist ab 2023 
nicht mehr möglich.

Liegen die Voraussetzungen für den Ab-
zug der Aufwendungen nicht im gesam-
ten Jahr vor und wird die Jahrespau-
schale gekürzt („1/12“), kann für diesen 
Kürzungszeitraum die Homeoffice-Pau-
schale zu gewähren sein.

Das Bundesfinanzministerium geht in 
seinem Schreiben darüber hinaus ins-
besondere auf folgende Punkte ein: 

	• Nutzung des Arbeitszimmers zur 
Erzielung unterschiedlicher Ein-
künfte, durch mehrere Steuer-
pflichtige und in Zeiten der Nichtbe-
schäftigung sowie Vermietung eines 
häuslichen Arbeitszimmers.

Homeoffice-Pauschale

Die Homeoffice-Pauschale gilt für Un-
ternehmer (Betriebsausgaben) und für 
Arbeitnehmer (Werbungskosten). Sie 
kann auch bei den Aufwendungen für 
die erstmalige Berufsausbildung (Son-
derausgaben) genutzt werden. Das Be-
sondere ist, dass für diese Pauschale 
kein dem Typusbegriff entsprechendes 
häusliches Arbeitszimmer vorliegen 
muss. Bereits Arbeiten „am Küchen-
tisch“ berechtigen zum Abzug. 

Ab 2023 kann für jeden Tag, an dem die 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
überwiegend (zeitlicher Faktor) in der 
Wohnung ausgeübt und keine außerhalb 
der Wohnung belegene erste Tätigkeits-
stätte aufgesucht wird, für die gesamte 
Betätigung ein Betrag von 6 EUR als Ta-
gespauschale, max. 1.260 EUR im Jahr 
(= 210 Arbeitstage), abgezogen werden. 

Beachten Sie  |  Aufwendungen für Ar-
beitsmittel sowie betrieblich oder be-
ruflich veranlasste Telefon-/Internet-
kosten sind parallel abzugsfähig. 

	◼ Beispiel

A ist an einem Tag am Vormittag für 
fünf Stunden im Homeoffice tätig. Am 
Nachmittag fährt er für drei Stunden 
zu einem Kunden (Auswärtstätigkeit).

Bis 2022 konnte A nur die Kosten der 
Auswärtstätigkeit absetzen. Ab 2023 
kann er auch die Pauschale von 6 EUR 
geltend machen, da er seine Tätigkeit 
an diesem Tag überwiegend im Home-
office erbracht hat. 

Abwandlung: A fährt nicht zu einem 
Kunden, sondern zu seiner Tätigkeits-
stätte bei seinem Arbeitgeber.

A erhält nur die Entfernungspauschale 
für die Fahrt zur ersten Tätigkeitsstätte 
(keine Homeoffice-Pauschale).

Steht für die betriebliche oder berufli-
che Tätigkeit dauerhaft kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung, ist ein Ab-
zug der Tagespauschale auch zulässig, 
wenn die Tätigkeit am selben Kalender-
tag auswärts oder an der ersten Tätig-
keitsstätte ausgeübt wird (§  4 Abs.  5 
Nr. 6c S. 2 EStG).

Beachten Sie  |  Ein anderer Arbeits-
platz ist grundsätzlich jeder Arbeits-
platz, der zur Erledigung büromäßiger 
Arbeiten geeignet ist. 

Bislang wurde diese Regelung teilweise 
so interpretiert, dass die Pauschale nur 
dann abziehbar ist, wenn die Tätigkeit 
im Homeoffice zeitlich überwiegt. Die-
ser Ansicht hat das Bundesfinanzmi-
nisterium jedoch eine Absage erteilt. 

	◼ Beispiel

Lehrerin L hat in der Schule dauerhaft 
keinen anderen Arbeitsplatz. Am Vor-
mittag unterrichtet sie fünf bis sechs 
Stunden, am Nachmittag bereitet sie 
für ein bis zwei Stunden den Unterricht 
zu Haue vor.

L kann für alle Tage, an denen sie auch 
nur geringfügig im Homeoffice tätig 
wurde, die Pauschale von 6 EUR abset-
zen (höchstens 1.260 EUR im Jahr). Zu-
sätzlich erhält sie für die Fahrten zur 
Schule die Entfernungspauschale.

Werden für die Wohnung, in der sich das 
Homeoffice befindet, Unterkunftskosten 
im Rahmen einer doppelten Haushalts-
führung abgezogen, ist die Tagespau-
schale nicht anzusetzen. Aber: Wird der 
monatliche Grenzbetrag von 1.000 EUR 
für die Unterkunftskosten überschrit-
ten, lassen sich nicht mehr sämtliche 
Aufwendungen abziehen und die Tages-
pauschale ist anzuwenden. 

Beachten Sie  |  Die Pauschale ist unter 
den weiteren Voraussetzungen auch zu 
berücksichtigen, wenn die betriebliche 
oder berufliche Tätigkeit im eigenen 
(Familien-)Haushalt ausgeübt wird.

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 15.8.2023, Az. IV 
C 6 - S 2145/19/10006 :027, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 236925
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für GmbH-Gesellschafter

EU-Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung
|  Am 31.7.2023 hat die EU-Kommission das erste vollständige sektorunabhängige 
Set von Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards veröffentlicht (= European Sus-
tainability Reporting Standards, kurz: ESRS). Das Set besteht aus zwei allgemeinen 
Standards, die übergreifend für die Erstellung der Nachhaltigkeitsberichte anzuwen-
den sind und zehn thematischen Standards, die den drei Bereichen der Nachhaltig-
keit „Umwelt“, „Soziales“ und „Governance“ zugeordnet sind.  |

Hintergrund

Nach § 289d Handelsgesetzbuch (HGB) 
haben die gegenwärtig zur nichtfinanzi-
ellen (Konzern-)Berichterstattung ver-
pflichteten Unternehmen ein Wahlrecht: 
Sie können ein oder mehrere nationale, 
europäische oder internationale Rah-
menwerke zur Erstellung des nichtfi-
nanziellen Berichts nutzen oder hierauf 
verzichten (mit Begründungszwang). Im 
Unterschied dazu sind die bislang zur 
nichtfinanziellen Berichterstattung ver-
pflichteten (Mutter-)Unternehmen, die

	• große Kapitalgesellschaften i. S. des 
§ 267 Abs. 3 HGB sind und zugleich 

	• eine Kapitalmarktorientierung 
i. S. des § 264d HGB aufweisen sowie 

	• im Jahresdurchschnitt mehr als 500 
beschäftigte Arbeitnehmer haben,

zur Beachtung der ESRS bei Erstellung 
ihrer Nachhaltigkeitsberichte bereits 
für das am oder nach dem 1.1.2024 be-
ginnende Geschäftsjahr verpflichtet.

Für ab 2025 beginnende Geschäftsjahre 
ist das Set an ESRS dann von allen ande-
ren (ebenfalls zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung verpflichteten) großen Ka-
pital- und großen Personengesellschaf-
ten i. S. des § 264a HGB anzuwenden.

Darüber hinaus erlangen die ESRS eine 
mittelbare Bedeutung auch für die wei-
teren zukünftig zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung verpflichteten Unter-
nehmen. Hierbei handelt es sich um:

Gruppe 1: Kleine und mittelgroße kapi-
talmarktorientierte Kapitalgesellschaf-
ten (ausgenommen: Kleinst-Gesellschaf-
ten sowie nicht komplexe Kreditinstitute 

und firmeneigene Versicherungsunter-
nehmen). Hier muss die erstmalige Er-
stellung eines Nachhaltigkeitsberichts 
grundsätzlich für die ab dem 1.1.2026 
beginnenden Geschäftsjahre erfolgen. 

Beachten Sie  |  Es besteht die Möglich-
keit der Verschiebung der erstmaligen 
Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichts 
auf die ab dem 1.1.2028 beginnenden 
Geschäftsjahre bei entsprechender kur-
zer Begründung im Lagebericht.

Gruppe 2: Außerhalb der EU ansässige 
Drittstaat-Unternehmen, wenn sie in den 
beiden letzten aufeinander folgenden Ge-
schäftsjahren in der EU Nettoumsatzer-
löse von jeweils mehr als 150 Mio. EUR 
erzielt haben und in der EU ein großes 
Tochterunternehmen (TU), oder ein klei-
nes oder mittelgroßes kapitalmarktori-
entiertes TU beherrschen oder bei Feh-
len eines solchen TU eine in der EU bele-
gene Zweigniederlassung mit einem 
Nettoumsatz von mehr als 40 Mio. EUR 
haben. Hier ist ein konsolidierter Nach-
haltigkeitsbericht für ab dem 1.1.2028 
beginnende Geschäftsjahre zu erstellen.

MERKE  |  Für diese beiden Gruppen 
sollen jeweils eigene Sets von Standards 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung bis 
zum 30.6.2024 erlassen werden. Die Un-
ternehmen können dann das jetzt vorlie-
gende allgemeine Standard-Set verwen-
den oder die noch zu erlassenden spezi-
ellen Standards für die jeweilige Gruppe.

Quelle  |  Das vollständige Set der ESRS (veröf-
fentlicht als Annex 1 to the Commission Delega-
ted Regulation supplementing Directive 2013/34/
EU as regards sustainability reporting stan-
dards) ist abrufbar unter www.iww.de/s8544.

Für Unternehmer

Broschüre mit Steuertipps für Existenzgründer
|  Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat seine Broschüre mit Steuertipps 
für Existenzgründer aktualisiert (Stand: April 2023). Die 72-seitige Broschüre (unter 
www.iww.de/s6252) enthält z. B. Informationen zum Gründungszuschuss und zeigt, 
wie eine umsatzsteuerliche Rechnung aussehen muss.  |

Für Arbeitnehmer

Dienstreise: Keine  
pauschalen Kilometer-
sätze für Fahrten mit 
dem Fahrrad
|  Benutzen Arbeitnehmer für Fahrten 
zur ersten Tätigkeitsstätte ihr Fahrrad, 
können sie die Entfernungspauschale 
ansetzen. Die Bundesregierung hat nun 
aber ausgeführt, dass es bei Fahrten 
anlässlich einer beruflich veranlassten 
Auswärtstätigkeit keine pauschalen  
Kilometersätze (0,30 EUR je gefahre-
nen Kilometer) gibt.  |

Die Begründung leuchtet ein. Denn nach 
§ 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4a S. 2 Einkommen-
steuergesetz ist anstelle der tatsächli-
chen Fahrtkosten nur dann eine Dienst-
reisepauschale vorgesehen, wenn diese 
im Bundesreisekostengesetz (BRKG) zu 
finden ist. In § 5 BRKG sind Pauschalen 
aber nur für die Benutzung eines Kraft-
wagens oder ein anderes motorbetrie-
benes Fahrzeug vorgesehen.

Für Dienstreisen mit einem privaten 
Fahrrad können somit nur die entstan-
denen Fahrtkosten über den anhand der 
tatsächlichen Aufwendungen ermittel-
ten persönlichen Kilometersatz als Wer-
bungskosten geltend gemacht werden. 

Quelle  |  BT-Drs. 20/7889, S. 20 f. vom 28.7.2023

Für Unternehmer

Umsatzsteuer: FAQ zu 
Photovoltaikanlagen

|  Das Bundesfinanzministerium hat sei-
nen Fragen-Antworten-Katalog (FAQ) 
zum Nullsteuersatz für die Lieferungen 
von Solarmodulen an den Betreiber ei-
ner Photovoltaikanlage mit Wirkung ab 
1.1.2023 erneut aktualisiert (Stand: 
23.6.2023, unter www.iww.de/s7492).  |




